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Der Krieg in Mali als Folge der Formierung 
EUropäischer Außenpolitik
von Christoph Marischka

EU- und Regierungsvertreter_innen sowie regierungs-
nahe Thinktanks bemühen gerne das Narrativ, dass Mali 
zu lange als Musterland der Demokratie wahrgenommen 
und die „internationale Gemeinschaft“ bzw. die EU dem 
westafrikanischen Land nicht genug Aufmerksamkeit 
geschenkt hätten. Das wirkt als (Selbst-)Kritik zunächst 
automatisch ehrlich und dominiert deshalb auch die öf-
fentliche Debatte über die Geschichte der Eskalation in 
Mali. In Wahrheit trifft das Gegenteil zu: Der Krieg in 
Mali ist zumindest in Teilen Ergebnis der Institutionali-
sierung und Fusionierung EUropäischer Außen-, Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik, der hiermit zusammen-
hängenden Versicherheitlichung der Region und ihrer 
geopolitischen Rahmung als „Sahel“, wie im Folgenden 
dargestellt werden soll.

2003: Die Europäische Sicherheitsstrategie

Blicken wir zurück ins Jahr 2003, als die Europäische 
Union nicht nur ihre ersten beiden Militäreinsätze unter 
eigener Führung durchführte – die Missionen Concordia 
in Mazedonien und Artemis im Congo – sondern auch 
eine eigene Sicherheitsstrategie formulierte und verab-
schiedete. Diese Sicherheitsstrategie hatte im Wesentli-
chen die Funktion einer selbsterfüllenden Prophezeiung, 
indem sie postulierte, dass die Europäische Union ein 
globaler Akteur sei: „Als Zusammenschluss von 25 Staa-
ten mit über 450 Millionen Einwohnern, die ein Viertel 
des Bruttosozialprodukts (BSP) weltweit erwirtschaften, 
ist die Europäische Union … zwangsläufig ein globaler 
Akteur... Europa muss daher bereit sein, Verantwortung 
für die globale Sicherheit und für eine bessere Welt mit 
zu tragen.“

Zwar wird in der Sicherheitsstrategie bereits von einer 
„zunehmende[n] Konvergenz europäischer Interessen“ 
als Voraussetzung für die Akteursrolle der EU gespro-
chen, im Wesentlichen diente sie aber v.a. selbst der Her-
stellung dieser „Konvergenz“, indem festgelegt werden 
sollte, unter welchen Umständen und mit welchen Zielen 
die Mitgliedsstaaten gemeinsam und unter dem Dach der 
EU militärisch aktiv werden sollen, um ihre Akteursqua-
lität zu unterstreichen. Hierzu definiert die Sicherheits-
strategie „Bedrohungen“, auf die es zu reagieren gelte. 
Dabei ist auffällig, dass hierbei keine genuin militärische 
Bedrohung ausgemacht, sondern eher ein Potpourri aus 
Problemlagen in anderen Ländern adressiert wurde, bei 
denen es sich letztlich um Phänomene der Kriminalität 
handelt: „Der grenzüberschreitende Handel mit Drogen, 
Frauen, illegalen Einwanderern und Waffen machen ei-
nen wichtigen Teil der Machenschaften krimineller Ban-
den aus, und bisweilen bestehen Verbindungen zu terro-
ristischen Bewegungen“. Weiter heißt es: „Diese Formen 
der Kriminalität hängen oft mit der Schwäche oder dem 
Versagen des Staates zusammen“, womit das „Scheitern 
von Staaten“ letztlich zur gemeinsamen Ursache und 
thematischen Klammer der identifizierten Bedrohungen 

ausgemacht wurde. „Bei einer Summierung dieser ver-
schiedenen Elemente – extrem gewaltbereite Terroristen, 
Verfügbarkeit von Massenvernichtungswaffen, organi-
sierte Kriminalität, Schwächung staatlicher Systeme und 
Privatisierung der Gewalt“ sei „durchaus vorstellbar, dass 
Europa einer sehr ernsten Bedrohung ausgesetzt sein 
könnte“. Zur eigentlichen Voraussetzung EUropäischen 
sicherheitspolitischen Engagements wurde damit eine 
Schwäche von Staatlichkeit nach europäischen Maßstä-
ben erklärt, der es präventiv entgegenzuwirken gelte: 
„Staatlicher Zusammenbruch und organisierte Krimina-
lität breiten sich aus, wenn ihnen nicht entgegengewirkt 
wird. Daher müssen wir bereit sein, vor Ausbruch einer 
Krise zu handeln. Konflikten und Bedrohungen kann 
nicht früh genug vorgebeugt werden.“ Entsprechend 
müsse darauf hingearbeitet werden, „dass östlich der 
Europäischen Union und an den Mittelmeergrenzen ein 
Ring verantwortungsvoll regierter Staaten entsteht, mit 
denen wir enge, auf Zusammenarbeit gegründete Bezie-
hungen pflegen können“.

Das könnte als erklärte Regime-Change-Strategie in-
terpretiert werden, geht aber im Prinzip sogar noch wei-
ter, da nicht lediglich die Spitze des Staatswesens ersetzt 
(und in Folge die Märkte liberalisiert) werden, sondern 
letztlich ganz neue Staatswesen geschaffen werden sol-
len, wobei als Kern des Staates der sogenannte Sicher-
heitssektor verstanden wird, also Militär, Gendarmerie, 
Polizei, Justiz und die sie kontrollierenden Behörden, 
Ministerien und Parlamente. Entsprechend findet sich in 
der Europäischen Sicherheitsstrategie auch die Aussa-
ge „Sicherheit ist eine Vorbedingung für Entwicklung“, 
die zumindest im Nachhinein nicht nur so zu lesen ist, 
dass ohne einen umfassenden Sicherheits- bzw. Gewal-
tapparat Initiativen zur ökonomischen oder gar sozialen 
Entwicklung zum Scheitern verurteilt sind, sondern auch 
dahingehend, dass sich die Entwicklungszusammenarbeit 
(zunächst) auf den Aufbau entsprechender Sicherheitsap-
parate fokussieren sollte.

„Schwäche von Staatlichkeit“ im „Sahel“

Allein aufgrund dieser Ausrichtung der Europäischen 
Sicherheitsstrategie auf „Scheiternde Staatlichkeit“ und 
dem darin zum Ausdruck kommenden Konzept von Staat-
lichkeit hätte man bereits zu jenem Zeitpunkt prognosti-
zieren können, dass jene afrikanischen Länder, die heute 
geopolitisch als Sahel-Region oder (aktuell) „G5 Sahel“ 
zusammengefasst werden, zukünftig einen Schwerpunkt 
EUropäischer Außen- und Sicherheitspolitik bilden wer-
den: Die Länder Mauretanien, Mali und Niger haben eine 
Ausdehnung, die jeweils dem Drei- bis Vierfachen der-
jenigen der Bundesrepublik Deutschland entspricht, und 
damit auch deutlich längere Grenzen, die obendrein durch 
dünn besiedeltes und infrastrukturell kaum erschlossenes 
Gebiet führen. Der Bestand an asphaltierten Straßen und 
gut ausgebauten Flughäfen beträgt nur einen Bruchteil 
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auch deutlich kleinerer europäischer Staaten. Um eine mit 
europäischen Staaten vergleichbare „Präsenz des Staates 
in der Fläche“ oder Überwachungsdichte an den Grenzen 
zu gewährleisten, wären Infrastrukturen, Finanzmittel 
und ein Personalaufwand notwendig, die den genannten 
afrikanischen Staaten schlicht nicht zur Verfügung stehen. 
Zwar geben sie einen (tw. deutlich) höheren Anteil des 
Bruttoinlandsproduktes (BIP) für die Verteidigung aus, 
unterhalten jedoch mit einer um das Vier- bis Zwanzig-
fache kleineren Bevölkerung und einem bestenfalls um 
den Faktor Einhundert niedrigeren BIP Armeen, die etwa 
zehnmal kleiner und natürlich deutlich schlechter ausge-
rüstet sind, als diejenige der Bundesrepublik. Mit einer 
Bevölkerung unter 20 Mio. Menschen und einem Jahres-
haushalt von 2,5 Mrd. US$ kann etwa Mali kaum mehr 
als 15.000 Soldaten und je etwa 5.000 Polizei- und Gen-
darmeriekräfte unterhalten und damit ist es nicht mög-
lich, ein staatliches Gewaltmonopol durchzusetzen, die 
Bevölkerung im Norden zu entwaffnen und den grenz-
überschreitenden Handel, von dem sie lebt, zu unterbin-
den. Frühere Versuche, mit „Sicherheitskräften“ aus dem 
Süden die Kontrolle im Norden zu verdichten, mündeten 
in Aufständen, die durch einen Rückzug des Militärs in 
den Süden und die Vergabe von politischen und militä-
rischen Ämtern an die Rebellenführer beigelegt wurden. 
Diese tolerierten den grenzüberschreitenden Handel und 
profitierten nicht selten direkt oder über Familienmitglie-
der von diesem. Zwar sind solche Formen intermediärer 
Herrschaft und Staatlichkeit in weiten Teilen des globalen 
Südens zu finden, ihre engen Zusammenhänge mit (aus 
westlicher Sicht unkontrolliertem) Handel, der in der EU-
Sicherheitsstrategie eine herausragende Rolle spielt, sind 
jedoch in der betreffenden Region besonders augenfällig. 
Darüber hinaus gibt es weitere Gründe, weshalb Afrika 
und insbesondere Westafrika zum Schwerpunkt der EU-
Sicherheitspolitik wurden.

Aufrüstung im Namen des Grenzschutzes

Neben den ersten EU-Militärmissionen, die zunächst 
v.a. in Zentralafrika stattfanden, wurden unterhalb der 
Schwelle zum offiziellen Einsatz eine Vielzahl von „si-
cherheitspolitischen“ Maßnahmen zur Aufrüstung an-
gestoßen, die sich insbesondere auf Nordafrika und 
erst später auch auf die südlich angrenzenden Länder 
bezogen. Während die USA dort ab 2002 zunächst in 
den Staaten Mauretanien, Mali, Niger und Tschad (Pan-
Sahel-Initiative) und ab 2005 zusätzlich in Marokko, 
Senegal, Algerien, Tunesien, Burkina Faso und Nigeria 
(Trans-Sahara Counter-Terrorism Initiative) unter der 
Maßgabe des „Kriegs gegen den Terror“ Spezialeinheiten 
ausbildeten, Überwachungstechnologie installierten und 
Geheimdienstkooperationen etablierten, standen von eu-
ropäischer Seite zunächst einzelstaatliche Initiativen zur 
„Bekämpfung der illegalen Migration“ im Vordergrund, 
die zunehmend mit einem breiteren Aufgabenspektrum in 
einen EUropäischen Rahmen überführt wurden.

So bemühte sich Italien bereits seit 2000 um die poli-
zeiliche Zusammenarbeit mit Libyen bei der Bekämp-
fung illegaler Migration, die ab 2003 zur italienischen 
Finanzierung von Flüchtlingslagern in Libyen führte und 
es Italien 2004 erstmals ermöglichte, größere Sammel-
abschiebungen von Drittstaatenangehörigen nach Libyen 
durchzuführen. Bereits zuvor wurden Libyen Geländewa-
gen, Nachtsichtkameras, Unterwasserkameras und 1.000 
Leichensäcke geschenkt und mehrwöchige Ausbildungs-
programme für die libysche Polizei zugesagt. Ende 2004 
besuchte auf dieser Grundlage eine „technische Mission“ 
der EU-Kommission Libyen, um die weitere Zusammen-
arbeit auf Ebene der EU auszuloten, wobei es sich bei den 
„Experten“ der EU letztlich nur um 5 Vertreter der Kom-
mission, einen Vertreter von Europol und 15 Vertreter_
innen nationaler Innen- und Außenministerien handelte. 

MINUSMA-Polizei in der malischen Stadt Gao. Quelle: UN
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Die „technische Mission“ kam zu dem Schluss, dass eine 
Stärkung der libyschen Institutionen und eine verbesserte 
Ausbildung des libyschen Grenzschutzes anzustreben sei 
und verwies auf entsprechende Programmlinien der EU 
zur Finanzierung.1

Entsprechende Maßnahmen wurden unter spanischer 
Führung auch gegenüber Marokko und Mauretanien 
durchgeführt und mündeten ab 2004 in das Seahorse-
Programm, das einen engen Austausch, Ausbildungs-
kurse und gemeinsame Patrouillen der Guardia Civil mit 
den Küstenwachen Marokkos, Mauretaniens und Sene-
gals beinhaltete. Später kam die Lieferung von Über-
wachungstechnologie und eine Anbindung nationaler 
Kontaktstellen auf dem afrikanischen Kontinent an die 
spanische Satellitenaufklärung hinzu, die zunehmend im 
europäischen Rahmen durch weitere Aufklärungsdaten 
ergänzt wurde. Neben den Seegrenzen rückten daraufhin 
auch zunehmend die Binnengrenzen innerhalb Afrikas in 
den Fokus. Von den 2004 bis 2006 im Rahmen des EU-
Programm AENEAS „zur finanziellen und technischen 
Unterstützung von Drittstaaten im Bereich Migration 
und Asyl“ bereitgestellten Mitteln flossen etwa 50 Mio. 
in Projekte zum Migrationsmanagement in Afrika, davon 
ein Großteil nach Nord- und Westafrika. Die Projekte be-
inhalteten neben der Untersuchung und dem „Informati-
onsaustausch“ über die dortigen Migrationsrouten meh-
rere Programme zur Förderung gemeinsamer Patrouillen 
an den Landgrenzen zwischen Libyen und Niger (2 Mio. 
Euro) bzw. Libyen und Algerien (1 Mio.), zur besseren 
Zusammenarbeit der Strafverfolgungsbehörden in West-
afrika (2 Mio.), Aufbau und Ausstattung von 10 Grenz-
posten der malischen Polizei (1 Mio.), zur Überwachung 
der Grenzen des Niger (1 Mio.) usw.2

Die so in Gang gesetzten Finanzflüsse und der ent-
sprechende Ausbildungs- und Technologietransfer bo-
ten natürlich einen starken Anreiz für die westafrikani-
schen Regierungen, europäische Problemdefinitionen im 
Kontext der Migration zu übernehmen. Darüber hinaus 
waren sie geeignet, regionale Macht(un)gleichgewichte 
zu verschieben und die Konkurrenz der Anrainerstaaten 
über die Kontrolle der Grenzen anzuheizen. So sah etwa 
Algerien, das als Transitland nach Europa keine große 
Rolle spielte und in den entsprechenden Programmen 
zur Migrationsbekämpfung wenig berücksichtigt wur-
de, seinen Status als Regionalmacht zunehmend bedroht. 
Algerien verfolgte stattdessen einen Kurs der nationalen 
militärischen Aufrüstung und begründete diesen – damit 
enger angelehnt an die USA – v.a. mit der Gefahr des 
Terrorismus. Dabei kam dem Land zugute, dass nicht klar 
identifizierte Angreifer aus Algerien unmittelbar vor der 
Abschlussübung des ersten regionalen US-Terrorbekämp-
fungsprogramms 2005 einen mauretanischen Militärpos-
ten in Grenznähe überfielen. Algerien betonte fortan die 
Bedrohung der Region durch den Terrorismus und wurde 
in das Folgeprogramm der USA aufgenommen. Auch die 
europäischen Staaten begrüßten das algerische Bekennt-
nis zum Krieg gegen den Terror und zur Notwendigkeit 
einer intensiveren Grenzüberwachung. Deutschland etwa 
öffnete just zu diesem Zeitpunkt eine wahre Schleuse für 
Rüstungsexporte nach Algerien. Betrugen diese bis 2003 
noch deutlich unter 50 Mio. Euro, stiegen sie 2005 auf 
160 Mio. und bis 2010 auf knapp 1 Mrd. Euro an.

EUropäisierung der Aufrüstung

Die Projekte aus dem AENEAS-Programm entstanden 
meist aus nationalen Initiativen und wurden erst nachträg-
lich durch Finanzzuschüsse EUropäisiert. Unterschiedli-
che EU-Staaten setzten in unterschiedlichem Maße auf 
Marokko, Algerien, Libyen und Nigeria als Regional-
mächte und entsprechend verliefen die Rüstungsexporte. 
Wie in der Verteidigungspolitik mit den vorrangig huma-
nitär begründeten EU-Militärmissionen musste sich auch 
in der Sicherheitspolitik die EUropäische Ebene erst 
noch institutionalisieren und quasi dazwischenschieben. 
2007 wurde eine Expert Support Facility geschaffen, die 
bis Ende 2009 „mehr als 40 Expertenmissionen in über 
30 Ländern“ durchgeführt hatte.3 Implementiert wurde 
die Expertenfazilität im Rahmen des 2006 aufgelegten 
Instruments für Stabilität (IfS), das bis 2013 mit über 2 
Mrd. Euro ausgestattet war. Im Gegensatz zum AENE-
AS-Programm, das auf das Thema Migration beschränkt 
war, orientierte sich das IfS stärker an der Europäischen 
Sicherheitsstrategie und am gesamten Spektrum der dar-
in identifizierten „Bedrohungen“ und benannte zunächst 
drei Prioritäten: Die Umsetzung der EU-Strategie gegen 
die Proliferation von Massenvernichtungswaffen, die Be-
kämpfung globaler und transregionaler Bedrohungen und 
den Kapazitätsaufbau für effektive Krisenreaktion. Unter 
globalen und transnationalen Bedrohungen wurden da-
bei Terrorismus, Organisierte Kriminalität, Drogen- und 
Waffenhandel verstanden und hieraus das übergeordne-
te Ziel der „Reduktion illegaler transnationaler Ströme“ 
(„to reduce illicit trans-regional flows“) abgeleitet. Ent-
sprechend wurden Maßnahmen zur Justiz- und Polizeire-
form, zur verbesserten Bekämpfung des Terrorismus und 
Grenzüberwachung angestrebt, die von den Expertenmis-
sionen vorbereitet werden sollten.4 Bereits im 2008 von 
der Kommission erarbeiteten Programm zur Umsetzung 
des IfS für die Jahre 2009-2011 wurden erstmals Maß-
nahmen zur Terrorbekämpfung in der – hier explizit so 
benannten – „Sahelregion“ vorgesehen.5 Auftakt hierzu 
war die Förderung des Aufbaus eines Afrikanischen Zen-
trums zur Erforschung des Terrorismus (African Centre 
for the Study and Research on Terrorism, ACSRT) in 
Algerien. 2009 flossen dann auch Mittel zur „Bekämp-
fung globaler und transregionaler Bedrohungen“, also zur 
Reduktion illegaler Ströme, aus dem IfS an Mali, Mau-
retanien, Senegal und Ghana. Hierdurch inspiriert setzte 
die malische Regierung für die Jahre 2010 und 2011 ein 
Sonderprogramm für den Frieden, die Sicherheit und die 
Entwicklung im Norden Malis (PSPSDN) auf, das aus 
dem IfS von der EU unterstützt wurde. Tatsächlich ver-
folgte es das explizite Ziel, die „Präsenz des Staates in 
der Fläche“ zu erhöhen und fokussierte dabei auf die „Si-
cherheitspräsenz“, also Polizei und Militär. Hierzu wur-
den elf strategisch wichtige Orte ausgewählt und dort Mi-
litärstandorte, Polizeistationen und Gefängnisse errichtet, 
überdies sah das Programm die Rekrutierung von 3.000 
zusätzlichen Ordnungskräften vor.

Damit stand das Programm zumindest in einem Span-
nungsverhältnis zu früheren Abkommen, mit denen Re-
bellionen im Norden beendet worden waren und die eine 
Dezentralisierung und den Rückzug der malischen Ar-
mee aus dem Norden vorsahen, wie u.a. das SIPRI,6 die 
International Crisis Group7 und das US Institute of Peace8 
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konstatieren. Diese Darstellungen differieren lediglich in 
der Einschätzung darüber, in welchem Ausmaß das von 
der EU inspirierte und finanzierte Programm die erneute 
Rebellion und anschließende Sezession im Norden aus-
gelöst oder nur zur allgemeinen Eskalation beigetragen 
hat, selbst eine Studie für das EU-Parlament kommt je-
doch zu dem Schluss, dass „dieses Programm … unbeab-
sichtigt zu den Problemen beigetragen hat, die es eigent-
lich verhindern sollte“.9

Die Verschränkung der Politikfelder...

Der Begriff „Sahel“ spielte bis 2007 in der EU jenseits 
der humanitären Hilfe keine nennenswerte Rolle. Bis da-
hin konzentrierte sich die militärisch geprägte und der 
Einstimmigkeit im EU-Rat unterliegende Verteidigungs-
politik der EU darauf, erste eigenständige Missionen 
durchzuführen, die (abgesehen von Concordia) allesamt 
in Zentralafrika stattfanden. Demgegenüber stehen die 
Innere Sicherheit und der Schutz EUropäischer Interes-
sen im Zentrum der sog., von der Kommission dominier-
ten „Sicherheitspolitik“, die sich entsprechend regional 
eher auf den „Nachbarschaftsraum“ und thematisch auf 
die Migrationsbekämpfung fokussierte und damit mit 
Programmen wie AENEAS v.a. Nordafrika betraf. Die 
handels- und wirtschaftspolitisch motivierte Außenpoli-
tik hingegen sprach bis 2007 überwiegend von „Westaf-
rika“ und hatte dabei v.a. jene Küstenstaaten im Blick, 
mit denen sie in Aushandlung über Fischerei- und Frei-
handelsabkommen (Economic Partnership Agreements) 
stand.

Mit der Integration der EUropäischen Außenpolitik zu 
einem „kohärenten“ Ansatz trafen sich alle drei Zugänge 
letztlich in jener Mitte, die heute geopolitisch als Sahel-
Region bezeichnet wird. Ein entscheidendes Jahr hierfür 
war 2008. Im Februar beschloss der Rat der EU aufgrund 
der Empfehlungen einer Expertenmission eine Mission 
zur Reform des Sicherheitssektors in Guinea-Bissau, die 
primär den Schmuggel von Kokain aus Lateinamerika 
über Westafrika und den Sahel nach Europa unterbinden 
sollte. Dabei handelte es sich um die erste (zivil-)militäri-
sche Mission der EU, die tatsächlich an der oben genann-
ten Bedrohungsanalyse ihrer Sicherheitsstrategie orien-
tiert war. Etwa zur gleichen Zeit begannen die Planungen 

für weitere EU-Missionen zum Armeeaufbau (EUTM) 
und zur Gendarmerieausbildung (EUCAP) in Mali und 
Niger. Eine wesentliche Triebfeder hierbei war der EU-
Koordinator für Terrorismusbekämpfung, ein Amt, das 
2004 im Verantwortungsbereich des Rates geschaffen 
wurde und v.a. der Koordination der EU-Innenminister 
dienen sollte.10 Im September 2007 wurde der bis heute 
amtierende Gilles de Kerchove in dieses Amt berufen, der 
im Mai 2008 ein Papier vorlegte, das die Bedrohung der 
EU durch den Terrorismus in Drittstaaten thematisierte 
und dabei neben Pakistan die Sahel-Region hervorhob, 
die seit dem unter dieser Bezeichnung auf der Agenda 
der Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU stand,11 
2009 erstmals Mittel aus dem IfS erhielt und Gegenstand 
von Planungen von EU-Delegationsreisen und -Missio-
nen war. Erleichtert wurde dies durch die Vorarbeiten zur 
Einrichtung des Europäischen Auswärtigen Dienstes, der 
die außenpolitischen Instrumente der EU bündeln sollte 
und damit stärker als die zwischenzeitliche Praxis an der 
Sicherheitsstrategie orientiert war.

...und der Diskurse

Begleitet wurde diese geopolitische Neufokussierung 
jedoch auch durch Diskurse und v.a. Karten regierungs-
naher, internationaler und akademischer Institutionen. 
Anfang 2008 veröffentlichte Frontex gemeinsam mit Eu-
ropol und dem ICMPD (International Center for Migra-
tion Policy Development) eine erste Karte, auf der statt 
Europa Afrika im Mittelpunkt stand und dort die aktiven 
und inaktiven Migrationsrouten eingezeichnet waren, 
wobei die Routen durch Gao in Mali, Agadez in Niger 
und Khartum im Sudan besonders hervorgehoben wa-
ren.12 Diese „Erkenntnisse“ basierten u.a. auf jenen For-
schungen, Befragungen und Institutionalisierungen von 
Informationsaustausch, wie sie zuvor über das AENEAS-
Programm von der EU finanziert und angestoßen wurden.

Im November 2008 veröffentlichte das UN Office on 
Drugs and Crime (UNODC) einen Bericht mit dem Titel: 
„Drogenhandel als Sicherheitsbedrohung in Westafrika“ 
in dem es heißt, der Drogenhandel in der Region wachste 
„exponentiell“ und drohe „das Gebiet in ein Epizentrum 
von Rechtlosigkeit und Instabilität zu verwandeln“. „In-
dem man die Verteidigung der [hierdurch] angegriffenen 

Die vermeintlichen Schmuggelrouten für Kokain von 
Westafrika nach Europa. Quelle:UNODC

Die vermeintlichen Migrationsrouten von Westafrika nach 
Europa. Quelle:UNODC
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Staaten stärkt und eine regionale Reaktion ermöglicht“ 
bestehe eine Möglichkeit, „verwundbare Staaten gegen 
den Ansturm durch Drogen und Kriminalität“ zu vertei-
digen.13 Im Juli 2009 legte das UNODC nach und ver-
öffentlichte eine „Bedrohungsanalyse“ unter dem Titel 
„Transnationaler Schmuggel und Rechtsstaatlichkeit in 
Westafrika“, in deren Vorwort es heißt „Westafrika wird 
angegriffen“.14 Der Bericht wartet mit zahlreichen Grafi-
ken und Statistiken zu Drogen-, Waffen-, Menschenhandel 
usw. auf – die jedoch oft auf Schätzungen beruhen – und 
enthält v.a. zahlreiche Karten, auf denen Pfeile, die ille-
galen Handel symbolisieren sollen, durch Mali und Niger 
nach Europa oder in andere Teile der Welt führen. Die Er-
stellung beider Dokumente wurde durch Frankreich und 
Schweden unterstützt. Das UNODC war darüber hinaus 
gemeinsam mit Europol an zwei AENEAS-Projekten be-
teiligt, die mit einem Gesamtbudget von über 4 Mio. Euro 
Migrationsrouten und staatliche Gegenstrategien einmal 
in Nord- und einmal ins Westafrika erforschen sollten.15

Während EU-Delegationen Mauretanien, Mali, und Ni-
ger bereisten, kursierten zunehmend höchst zweifelhafte 
Karten, die alle drei Länder sowie Teile Algeriens und 
Libyens und damit eine Fläche von der Größe Westeu-
ropas zum Operationsgebiet von Terroristen erklärten.16 
Beflügelt wurden solche Vorstellungen von der Entfüh-
rung eines Briten in Niger, der angeblich in Mali fest-
gehalten wurde, während die Pressemitteilung über seine 
Hinrichtung von Algerien aus abgesetzt worden sein soll. 
Als im Juni 2010 darüber hinaus die Ermordung eines 
Franzosen durch Islamisten in der Region bekannt wur-
de, reagierte der EU-Rat mit einer Pressemitteilung, in 
der er feststellte, dass „die Verschlechterung der Lage im 
Sahara-Sahel-Streifen zunehmend eine Sicherheitsfrage 
für diese Region an der Pforte nach Europa“ darstelle 
und die Notwendigkeit unterstrich, „alle internationalen 
und regionalen Akteure zu mobilisieren, um den Kampf 
gegen den Terror zu intensivieren und die Sicherheit im 
Sahara-Sahel-Streifen zu verstärken“.17

Besonders Presse und Denkfabriken griffen darüber hi-
naus zunehmend das Narrativ des Narco-Terrorismus auf, 
wonach die Terroristen im Sahel zugleich im Drogen-

handel aktiv seien und sich hierüber finanzieren würden 
– eine Behauptung, die in der EU-Sicherheitsstrategie 
vorweggenommen wurde, sich mittlerweile jedoch als 
Mythos entpuppt hat.18 Jenseits US-amerikanischer und 
EUropäischer Quellen spielte bei der Rahmung von Ent-
führungen und Angriffen auf Polizei- und Militärstütz-
punkte im Sahel und Afrika als „Terrorismus“ jenes Afri-
kanische Zentrum zur Erforschung des Terrorismus eine 
wesentliche Rolle, das als erste Institution in der Region 
Mittel aus dem IfS erhalten hatte.

Zugleich existierte jedoch eine ganz andere Rahmung 
der Region, die mit der Versicherheitlichung in erstaun-
lichem Kontrast steht: 2009 wurde die Desertec Industri-
al Initiative ins Leben gerufen, die sich zum Ziel setzte, 
die Idee eines Nordafrika, die Sahara und die Arabische 
Halbinsel umfassenden Netzes an Wind- und Solarkraft-
werken zu propagieren, um mit diesem „Wüstenstrom“ 
perspektivisch bis zu 25% des europäischen Energiebe-
darfs zu decken. Die Energieabhängigkeit von dieser als 
zutiefst instabil dargestellten Region wäre aber zumindest 
für Frankreich nichts neues gewesen: Einen Großteil des 
Urans für seine auf Kernkraft basierende Energieversor-
gung stammte bereits zuvor aus dem Niger, in Algerien 
und Libyen werden Öl und Gas gewonnen und in Niger 
entsprechende Vorkommen vermutet. Entsprechend kur-
sierten im Europäischen Auswärtigen Dienst bereits 2011 
Karten der Region, auf denen nicht nur Schmuggel- und 
Migrationsrouten, Terroranschläge und „poröse Gren-
zen“ eingezeichnet sind, sondern auch tatsächliche und 
vermutete Rohstoffvorkommen.

Der Europäische Auswärtige Dienst und die 
Sahel-Strategie

Ungeachtet seiner negativen Folgen wird das PSPSDN 
in der im März 2011 von der EU verabschiedeten „Strate-
gie für Sicherheit und Entwicklung im Sahel“ (EU Sahel 
Strategy) explizit als Anknüpfungspunkt für das weitere 
Engagement der EU in der Region genannt. Es handelt 
sich dabei um die erste Regionalstrategie des Europä-
ischen Auswärtigen Dienstes der EU, der erst gut drei 

Der damalige Oberkommandierende von MINUSMA. Quelle: UN
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Monate zuvor offiziell seine Arbeit aufgenommen hatte. 
Seine Einrichtung wurde mit dem Vertrag von Lissabon 
beschlossen, der eine kohärente Außen-, Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik der EU ermöglichen sollte. Faktisch 
handelt es sich dabei um ein Super-Ministerium, das auf 
Ebene der EU die Funktionen nationaler Außen- und Ver-
teidigungsministerien bündelt, eine Geheimdienstzelle 
enthält und zudem Elemente der Entwicklungszusam-
menarbeit, Außenwirtschaftspolitik, humanitären Hilfe 
und Inneren Sicherheit integriert.

Praktisch bedeutet das, dass die Expertenmissionen und 
die sie vorbereitenden EU-Delegationen, die Finanzinst-
rumente und die Abteilungen zur Planung ziviler und mi-
litärischer EU-Missionen unter demselben Dach vereint 
waren, unter dem zugleich eine geheimdienstliche Beob-
achtung von Drittstaaten auch in Hinblick auf mögliche 
Bedrohungen für die EU ausgebaut werden.

Entsprechend eng ist die Verknüpfung der Themen 
Entwicklung, Sicherheit, Terrorismus, Kriminalität usw. 
in der Sahel-Strategie, die mit den Worten beginnt: „Si-
cherheit und Entwicklung im Sahel können nicht getrennt 
betrachtet werden und diesen Ländern dabei zu helfen, 
Sicherheit zu erreichen ist zentral, damit ihre Ökonomien 
wachsen können und um Armut zu reduzieren... Alle Staa-
ten der Region werden von beträchtlichem Kapazitätsauf-
bau profitieren.“ Darüber hinaus werden wesentlich deut-
licher als in der EU-Sicherheitsstrategie von 2003, auf 
die sich die Sahel-Strategie bezieht, wirtschaftliche Pri-
oritäten der EU benannt: Als Ziel wird u.a. ausgegeben, 
„bestehende ökonomische Interessen zu schützen und die 
Basis für Handel und EU-Investitionen zu schaffen. Die 
Verbesserung von Sicherheit und Entwicklung im Sahel 
hat einen offensichtlichen Einfluss auf den Schutz euro-
päischer Bürger und ihrer Interessen und die Situation der 
Inneren Sicherheit in der EU“.19

Die Eskalation

Während diese Zeilen verabschiedet wurden, begannen 
die Luftangriffe der NATO und ihrer Verbündeten auf 
Libyen, in deren Zug islamistische Milizen Waffenla-

ger plünderten und Großbritannien, Frankreich, die USA 
und die Golfstaaten massenweise Waffen in jene Region 
lieferten, deren unkontrollierte (und unkontrollierbare) 
Grenzen zuvor im Zentrum ihrer Strategien standen. Der 
Bericht der Expertenkommission zur Überwachung des 
Embargos gegen Libyen20 dokumentiert nicht nur das 
Ausmaß dieser Waffenlieferung (Frankreich etwa warf 
Waffen und Munition „zum Schutz der Zivilbevölkerung“ 
mit Fallschirmen ab), sondern auch die Unmöglichkeit, 
ihren Transit in die Nachbarstaaten zu verhindern. Tat-
sächlich stellten nigrische Einsatzkräfte einige Konvois 
von Libyen nach Mali und konnten unter Verlusten einige 
Fahrzeuge anhalten bzw. zerstören.

Die Konvois bestanden vorwiegend aus Tuareg, die zu-
vor in Gaddafis Armee gekämpft hatten. Gaddafi instru-
mentalisierte zwar sowohl bewaffnete Tuareg-Stämme 
wie Migrant_innen, galt aber zugleich als Verfechter 
offener Grenzen in Afrika und als Unterstützer der Tu-
areg und ihrer Bewegungsfreiheit. Sowohl für deren 
bewaffnete Eliten wie auch die einfache, von offenen 
Grenzen ökonomisch abhängige Bevölkerung verloren 
somit durch die vom Westen forcierte Vergrenzung und 
Aufrüstung, wie auch durch den Regime Change in Liby-
en erhebliche Handlungsspielräume, was sich durch die 
Verfügbarkeit an Waffen absehbar Anfang 2012 in einem 
erneuten Aufstand im Norden Malis entlud.

Hierbei verloren viele Soldaten aus dem Süden des 
Landes (die u.a. im Rahmen des PSPSDN in den Nor-
den verlegt worden waren) ihr Leben, wurden Berichten 
zufolge regelrecht massakriert. Daraufhin putschten in 
der Hauptstadt Bamako – einen Monat vor ohnehin vor-
gesehenen Wahlen – die verbliebenen Soldaten, die sich 
für eine Rückeroberung des Nordens nicht ausreichend 
ausgerüstet sahen. Der Putsch hat die Regierung voll-
ends handlungsunfähig gemacht, woraufhin die Haupt-
kraft des Aufstandes im Norden, die MNLA, am 6. April 
2012 die Unabhängigkeit des Nordens (Azawad) ausrief. 
Daraufhin übernahmen jedoch Islamisten die Kontrolle 
der wichtigsten Städte im Norden. Im Januar 2013 in-
tervenierte Frankreich mit einem massiven Einsatz von 
Luft- und Bodentruppen angeblich in letzter Sekunde, um 

Polizeiausbildung im Rahmen von MINUSMA. Quelle: UN



22

einen Vormarsch der Islamisten auf Bamako zu verhin-
dern. Damit schuf Frankreich die Voraussetzung für die 
bereits zuvor vom UN-Sicherheitsrat beschlossenen AU-
Mission (AFISMA), in deren Zug tausende Soldaten aus 
der weiteren Nachbarschaft in Mali stationiert wurden. 
Deutschland unterstützte die französische Intervention 
und die AFISMA mit der Luftwaffe von Senegal aus und 
beteiligt sich seit Februar 2013 an der (ebenfalls bereits 
vor der französischen Intervention beschlossenen) Missi-
on EUTM Mali zur Ausbildung malischer Soldaten.

Mittlerweile hat die EU zwei weitere Missionen zum 
Kapazitätsaufbau in Mali und in Niger begonnen, die so-
wohl zur Terrorismus- wie auch zur Migrationsbekämp-
fung v.a. dem Aufbau von Gendarmerieeinheiten dienen 
und auch mit den (geplanten) EU-Missionen in Tunesien, 
Libyen und im Mittelmeer vernetzt sind. Eine Stabilisie-
rung Malis ist gegenwärtig dennoch nicht absehbar und 
die Sicherheitslage verschlechtert sich zusehends, wie 
selbst regierungsnahe Quellen melden.21

Auch Deutschland beteiligt an der chaotischen 
Aufrüstung

Auch für Deutschland ist das Narrativ, dass man „die 
Probleme in Mali“ zu lange „ignoriert“ hätte, nichts als 
Augenwischerei. Bereits seit den 1990er Jahren ist Mali 
ein Schwerpunktland der deutschen Ausbildungshilfe. 
Spätestens seit 2005 steht Mali darüber hinaus auf der 
Liste jener Staaten, in denen dauerhaft eine Berater-
gruppe der Bundeswehr präsent ist, um die (kostenlose) 
Ausstattungshilfe durch die deutsche Armee zu koordi-
nieren. Ziel war der Aufbau einer Pionierkompanie und 
bis heute steht deren Ausbildung an und Ausrüstung mit 
Schwimmbrücken und Booten22 hierbei im Vordergrund. 
In Mali kann so eine Pioniereinheit eigentlich nur dazu 
sein, die schnelle Verlegung von Truppen aus dem Süden 
über den einzigen großen Fluss Niger in den Norden zu 
ermöglichen, womit auch diese Ausstattungshilfe letzt-
lich die Revision früherer Friedensabkommen zwischen 
Norden und Süden revidierte und die Eskalation 2012 mit 
bedingt haben kann.

2013 wurde überdies bekannt, dass das Kommando Spe-
zialkräfte und andere Angehörige der Bundeswehr 2005, 
2008 und 2010 an gemeinsamen Übungen in Mali betei-
ligt waren, bei denen es sich um „Ausbildungsunterstüt-
zung für einzelne militärische Gruppen aus westafrikani-
schen Staaten“ gehandelt hätte, so die Bundesregierung, 
die jedoch „[ü]ber die exakte Anzahl der ausgebildeten 
Soldaten und ihre Zugehörigkeit zu bestimmten militä-
rischen Einheiten“ keine Angaben machen wollte.23 Die 
Übungen betrafen die Bekämpfung des Terrorismus, was 
bemerkenswert ist, da dieser vor 2005 gar keine Rolle in 
den betreffenden Staaten gespielt hatte. von 2006 bis 2007 
kam es zu insgesamt drei bewaffneten Angriffen in Mali, 
die der bis dahin einzigen Terrorgruppe zugeordnet wur-
den, 2008 zu einer ersten Entführung und 2009 zu einem 
ersten Sprengstoffanschlag.24 Die chaotische Militarisie-
rung einer Region, das Entwickeln von Sicherheit und der 
Aufbau von Staatlichkeit haben letztlich die politischen 
Systeme vor Ort destabilisiert und das Konglomerat von 
Bedrohungen aus der Europäischen Sicherheitsstrategie 
zur selbsterfüllenden Prophezeiung gemacht. Der Krieg 
in Mali ist auch ein Krieg um Vergrenzung und westliche 

Konzeptionen von Staatlichkeit. Die Bundeswehr betei-
ligt sich an diesem Krieg mit 300 Kräften zur Ausbildung 
malischer Soldaten im Süden und 1.000 Kräften, Droh-
nen und Kampfhubschraubern in ihrem gegenwärtig ge-
fährlichsten Einsatz, MINUSMA im Norden Malis.
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